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Landesschulamt und Lehrkräfteakademie

Staatliches Schulamt für den Main'Kinzig-Kreis

Dienstvereinbarung
zul

Vermeidung von Mobbing/Bossing
am ArbeitsPlatz Schule

zwischen

Landesschulamt und Lehrkräfteakademie
Staatliches Schulamt für den Main-Kinzig-Kreis

Gesamtpersonalrat der Lehrerinnen und Lehrer
Landesschulamt und Lehrkräfteakademie

Staatliches Schulamt für den Main-Kinzig-Kreis

10.12.2014

und



T,wischen dem Staatlichen Schulamt
Gesamtpersonalrat der Lchrcrinnen und
geschlossen:

2

für den N{ain-Kinzig-Kreis und dem
Lchrer rvird folgende Diensfvereinbaru ng

1. Präambel

Die Gmndrechtsbindung der staatlichen Gewalt gebietet es, Mobbing/Bossing in jedu'eder

Weise entgegenzutreten.

Ein Schulalltag, der sich durch einen toleranten und respektvollen Umgang innerhalb der

Schulgemeinde auszeicbnet, bildet die Basis für ein positives innerschulisches Arbeitsklima

und iit damit eine wichtige Voraussetzung für individuelle Arbeitszufriedenheit und

-identifikation sou'ie Engagement für die schulischen Ziele. Mobbing stellt cine Störung des

Arbeits- und Schulfrieders dar und beeinträchtigt das Schul- und Arbeitsklima. Dabei werden

die Menschenwürde und die Persönlichkeitsrechte verlctzt. Dadurch wird ein eingeengtes,

stressbelastetes und entwürdigendes Arbeitsumfeld geschaffen und es werden nicht zuletzt

gesundheitliche Störungen sorvie Erkrankungen hervorgerufen.

Dienststelle und Gesamtpersonalrat stimmen darin überein, dass unterschiedliche Auf'
fassungen, Siclrtweisen und Auseinandersetzungen - auch zwisclren Vorgesetzten und Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitem - nicht von vom herein einem N{obbing- bzrv. Bossing-

verhalten zuzuordnen sind, sondern hierfür besondere Voraussetzungen erfüllt sein müssen.

2. Geltungsbereich

Diese Dienstvereinbarung gilt ftr in den öffentlichen Schulen tätige Lehrkräfte, Schul-

leiterinnen und Schulleiter, sozialpädagogische Fachkräfte, Sozialpädagoginnen und Sozial-

pädagogen, sowie Erziehcrinnen und Erzieher, die im Dienst des Landes Hessen stehen und

im Bereich des Staatlichen Schulamts für den Main-Kinzig-Kreis beschäftigt sind unabhängig

vom Status - Beamtinnen und Beamte oder Beschäftigle -, vom tseschäftigUngsumfang oder

einer etwaigen Befristung des Beschäftigungsverhältnisses; in der folgenden Vercinbarung

allgemein als Beschäftigte bezeichnet.

Das Staatliche Schulamt flir den Main-Kinzig-Kreis verpflichtet sich, Mobbing und Bossing

an den Schulen entgegenzutreten sowie eirr respektvolles Verhalten an den Arbeitsplätzen zu

1ärdem, auftechtzuerhalten oder wiederherzustellen.

3. Begriffsbestimmung

Mobbing findet unter Kolleginnen und Kollegen statt, kann von Vorgesetzten lm Sinne eines

Bossings ausgehen oder auch gegen Vorgesetzte gerichtet sein

Unter Mobbing/Bossing wird dabei allgeurein ein konfliktbelastetes kommunikatives Handeln

am Arbeitsplatz unter Kolleginnen und/oder Kollegen oder nvischen vorgesetzten und unter-
gebencn vcistanden, bei der die angegriffene Person unterlegen ist. Dabei wird die betroffene

Person von einer oder einigen Personen systematisch, oft und während langer Zeit mit dem

Ziel und./oder dem Effekt des Ausstoßens aus den Arbeitszusammenhängen oder dem Arbeits-

verhältnis direkt oder indirekt angegriffen und empfindet dies als Diskriminierung.

Es handelt sich damit um e1n länger rvährendes Verhaltensnuster und nicht um eine Einzel-

handlung. Konflikte lallen nicht von vom herein unter den Begriff ,,Mobbing/Bossing" rvie

z.B. Auseinandersetzungen über die unzureichende Erflillung dienstlicher verpflichtungen;
gleiches gilt auch für gelegentliche Konfroversen, wie sie bei jeder Zusammenarbeit auftreten

können, da es hier an einem systcmatischen Prozess und einem Ziel im bescluiebenen Sjnn

fehlt.



Es besteht Einvemehmen darüber, dass unerwünschte Verhaltensmuster nur dann wirksam
unterbunden rverden können, wenn die Bestimmung des Begriffs ,,Mobbing" in Bezug zu

dienst- und arbeitsrechtlichen Pflichten erfolgl und dercn Verletzung damit entsprechende

Maßnahmen zulässt, In diesem Zusammenhang ist klazustellen, tlass es sich bei dern Begiff
,,Mobbing" nicht uni einen juristischen Tatbestand oder eine Anspruchsgnrndlage für An-
sprüche Bediensteter bzw. Beschäftigter gegen deu Arbeitgebem Vorgesetzte oder Kollegen

bzw. Kolleginnen, sondem um einen Samtnelbegriff für Verhaltensweisen handelt, die je nach

Sachlage für die Betroffenen rechtliche, gesundheitliche, soziale und wirtschaftliche Aus-
rvirkungen haben kömren. Für die arbeits- und dienstrechtliche Sichtrveise ist unter Mobbing
das systematische Anfeinden, Schikanicren und Diskriminieren von Beschäftigten unter'
einander oder durch Vorgesetzte zu versteiren; dies entspricht der Definitiorl einer benach-

teiligenden Belästigung durch $ 3 Abs. 3 Allgenreiles Gleichbehandlungsgesetz (AGG). ltr

der Regel geht es primär um Verletzungen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts, der Ehre

oder der Gesundheit des Betroftbnen und darauf gestütztaAbwehr-, Schadensersatz- und ggfs

S chmerz ensgel dansprüche.

Maßgeblich ist eine Zusanmenschau ,.unerwünschter" Verhaltensweisen; wesentlich ist, dass

ein belastend-be1ästigendes Umfeld durch fortdauerndes und nicht durch einmaliges Ver-
halten geschaffen wird. Mobbing/Bossing geht auch über den Schutzbereich von $ I AGG
hinaus, nach denen aus Gründen der Rasse oder der ethnischen Herkunft, des Geschleehts, der

Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung des Alters oder der sexuellen ldentität
keine Ber.rachteiligung erfolgen dari ebenso über den Schutzbereich des $ 6l Hessisches

Personalvertretungsgesetz (HPVG), der über $ I AGG hinaus auch die Benachteiligung

wegen der Abstammung oder sonstigen Herkunft, der Nationalität, der politischen oder

gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstellung ausschließt.

4. Grundsätze

Die Leitung des Staatlichen Schulamtes für den Main-Kinzig-Kreis und der Gesamtpersonal-

rat für Lehrerirnen und Lehrer sind sich darüber einig, dass in Schulen des Schulamtsbezirks
Main-Kinzig Mobbing/Bossing nicht stattfinden dad und die Verantwortlichen in Schul-

leitung, Personalvertretungen und Schulamt verpflichtet sind, gleichwohl stattfindenden

Mobbinghandlungen entgegenzutreten.

Alle Beschäftigien sind zu gegenseitiger Rücksichtnahrne verpflichtet und haben an der Er-

haltung des Arbeits- und Schulfriedens an der Schule mitzuwirken. an der sie tätig sind' Dabei

ist ein möglichst gutes Arbeitsktima im allseitigen Interesse anzustreben. Hierzu gehört vor
allem, dass etwaige Probleme angesprochen sowie Wege zur Lösung gemeinsam gesucht und

beschritten werden. Die Persönlichkeit jedeslr Beschäftigten ist zu respektieren und zu achten-

Verhaltensweisen, die darauf abzielen, atrdere in ihrer Persönlichkeit zu verletzen oder

herabzusetzen, sind zu unterlassen.

Mobbing/Bossing stellt in diesem Zusammenhang eine schwerwiegende Vcrletzung der

persönlichen Integdtät einer bzw. eines Beschäftigten dar. Zugleich ist Mobbing/Bossing als

cine Verletzung arbeits- bzw. dlenstrechtlicher Pflichten zu sehen; es ist zugleich ein

Indikator im Flinblick aufdie sozialen Kompetenzen der bzw. des Handelnden.

5, Information der Beschäfligten

Die unter den Geltungsbereich dieser Dienstvereinbarung fallenden Beschäftigten u'erden

über die Inhalte und Ziele der Dienstvereinbarung informiert.

) Dies soll durch das Besprechen der Dicnstvereinbarung in der Gesamtkonferenz
geschehen.
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Die Dienstvereinbarung lvird aufder Homepage des SSA verötlentlicht.

Die Dienstvereinbarulg wird den tnedizinischen Dienst. der Frauenbeauftragten und

der Gcsamtvertrauensperson der schwerbeliinderten Lehrerinnen und Lehrcr

ausgehändigt.

6. Verhaltensempfehlungen für Betroffene

Betroffene sollen sich durch den Abschluss dieser Dienstvereinbarung bestärkt sehen, Fehl-

verhalten von Kolleginnen und Kollegen und/oder Vorgesetzten niclrt hinzunehmen, sondern

sich dagegen zur Wehr zu setzen und derlden belästigenden Person/en zulrächst deutlich zu

rrracheil dass ihr Verhaltel unerwünscht ist, es a1s verlctzend oder missachtend ernpfunden

rvird, das Arbeitsklirna stört und die belästigendeln Persorven damit au{hören solllen.

Es empfiehlt sich, eine inhaltlich wie zeitlich aussagekräftige Falldokumentatlon anzufedigen.

lst die persönliche Ansprache erfolglos oder erscheint sie im Einzelfall unangebracht bzw.

unzum;tbar, so kann der/die Betroffene die unten aufgeführten Institutionen bzw. Anlauf-

stellen zu Rate ziehen.

Sieht sich ein Beschäftigter/eine Beschäftigte Mobbing ausgesetzt, so hat erlsie das Recht,

sich - ohne Sankt.ionen oder nachteilige Auswirkungen auf den beruflichen Alltag und den

beruflichen werdegang befürchten zu müssen - zu besclrrveren sowie Hilfe und Beratung in

Anspruch zu nelxnen.

Beteiligte haben bei anstehenclen Gesprächen zur Konfliktklärung das Recht. eine Person des

eigenen Vertrauens hinzuzuziehen.

Im Anhang sind Adressen, Materialien und ergänzende H'inweise zu finden.

7, Verhaltensempfehlungen für Kolleginnen und Kollegen

Beschäftig;te, d.ie zwar nicht persönüch belästigt werden. aber das Fehlverhalten anderer mit-
erleben oder mit ansehen, werden ausdrücklich aufgefordert, die/den Betroft'ene/n zu unter-

stützen, indem sie ihre Missbilligung offen in der akuten Situation zum Ausdruck bringen.

Dabei sind Belange im Hinblick auf die Rolle der Lehrkäfte bzw. die schulische Erziehungs-

aufgabe angemessen zu berücksichtigen.

8. Die Verantn'ortung der Vorgesetzten

Beschäftigte haben einen Alspruch auf Unterlassung gegen jegliche Form von Mobbing'

Entsprechenrl ist der Arbeitgeber verpflichtet. die Persönlichkeitsrechte seiner Beschäftigten

zu schützen. Der Arbeitgeber Land Hessen wird insoweit zunächst durch die Leiterinnen bzw.

Leiter der jeweiligen Dienststellen, d.h. der Schulen, vertreten, das Staatliche schulamt durch

die Leiterin bzw. den Leiter.

Vorgesetzte haben darauf hinzuwirken, dass die persönliche Integrität und die Achtung aller

Beschäftigten respektiert werden; dies ist daniber hinaus Aulgabe aller Beschäftigten. Ferner

übemel.rmen die Vorgesetzten Verantwortung dafür, dass Hinweisen auf Fehlverhalten in

ilrem Bereich soweit möglich nachgegangen und Mobbing'Bossing so entgegetrgewirkt bzrv.

unterbunden wird.

Vorgesetzte sind verpflichtet, geeignete Maßnahmen gegen Verhaltensweisen zu ergreifen,

die bei verständiger Würdigung als Mobbing/Bossing anzusehen stnd; sie haben irn Konflikt-

fall konstruktive Problemlösungen zu suchen und anzubieten; erforderlichenfalls ist das Staat-

liche Schulamt hinzuzuziehen. Schreiten Vorgesetzte bei Mobbing nicht mit dem Ziel der

untcrbinrlung ein bzw. unterlassen diese Bossinghandlungen auf die Aufforderung durch die
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